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EnergieundUmwelt
DerBundespräsident zeigt
Verständnis fürChinasEner-
giepolitik: „DieSchwellenlän-
der tunnichtsanderes als
das,wasdie Industriestaaten
inderVergangenheit getan
haben.“MitBlick aufdas
Klimasei es aber imEigeninte-
ressedieserStaaten, „ausun-
serenFehlernnichtdurchWie-
derholungzu lernen.“

Innenpolitik
Erwartetwird, dassKöhler

zurMenschenrechtssituation
inChinaStellungnimmt.Die
kommunistischeRegierung in
Pekingstehtwegen ihresUm-
gangsmitDissidenten, fehlen-
derMeinungs-undPressefrei-
heit sowieder häufigenAn-
wendungder Todesstrafe in
derKritik. Köhler trifft heute
StaatschefHuJintaoundmor-
genRegierungschefWen Jia-
bao.AmSamstagwill er an
derTongji-Universität in
Schanghai einewegweisende
Grundsatzredehalten.

Wirtschaft
Köhlerwirdvoneinerachtköp-
figenWirtschaftsdelegation
begleitet, Vertreter großer
Konzernesindnicht dabei.
WirtschaftsfragenundVer-
tragsabschlüsse stehenbei
diesemBesuchnicht imVor-
dergrund.Siemenswird ein
JointVenture für einKranken-
hausgründen, in dasgut 100
Mill. Euro investiertwerden
sollen.DieVerlängerungdes
Transrapid ist nicht zurUnter-
zeichnungvorgesehen.

Kultur
InPekingwirdKöhler eineKo-
operation zwischendemchi-
nesischenNationalmuseum
unddenStaatlichenMuseen
zuBerlin, denBayerischen
Staatsgemäldesammlungen
unddenStaatlichenKunst-
sammlungenDresdenunter-
zeichnen.Dabei geht es um
gegenseitigeAusstellungen
unddenAustauschvonObjek-
ten.DieTongji-Universität
wirdeinePartnerschaftmit
demDAADschließen.

ANDREANÜSSE | KAIRO

D ie engen Gassen sind ungepflas-
tert, Abwasser läuft aus einem

Rohr direkt auf die Straße.DieHäuser
mit zwei bis drei Stockwerken sindun-
verputzt, Einschusslöcher sind über-
all zu sehen. Kinder spielen Fußball
auf einer staubigen Straße, Spiel-
plätze gibt es hier nicht. Die Familie
Hamdallahwohnt seit drei Generatio-
nen in dem übervölkerten Palästinen-
serlager Burj el Barajneh bei Beirut, in
dem20 000 Flüchtlinge offiziell regis-
triert sind. Der 45-jährigeMohammed
arbeitet in einer Autowerkstatt im La-
ger, die drei Kinder gehen in eine
Schule des Hilfswerks der Vereinten
Nationen, die Familie lebt in einer klei-
nenZwei-Zimmer-Wohnung.Moham-
medsVaterwar 1948 ausAkko im heu-
tigen Israel geflohen. „Wir haben
nochdenSchlüssel unseres altenHau-
ses und träumen von der Rückkehr“,
sagtMohammed, „aber fürmeineKin-
der wünsche ich mir zunächst eine
bessere Zukunft im Libanon.“
Doch die libanesische Regierung

fürchtet eine Veränderung der kom-
plexen konfessionellen und ethni-
schenBevölkerungsstruktur des klei-
nen Landes und verhindert die Inte-
gration der Palästinenser. Die Lage
der meisten der etwa 400 000 offi-
ziell registrierten Flüchtlinge aus Pa-
lästina und ihrer Nachfahren ist da-
hermiserabel. Etwa dieHälfte von ih-
nen lebt in zwölf Lagern, die von Tri-
poli im Norden bis Burj el Schimali
im Süden des Landes verstreut lie-
gen. Anders als etwa in Jordanien,wo
die Palästinenser die Staatsbürger-
schaft erhielten, lebt dieMasse imLi-
banon rechtlich, wirtschaftlich und
sozial diskriminiert. Sie werden als
Ausländer angesehen, haben aber
nicht die gleichen Rechte wie andere
Ausländer. Schätzungsweise 3 000
bis 5 000 Palästinenser haben über-
haupt keine offiziellen Papiere, so
dass Geburten nicht registriert, Hei-
raten nicht anerkannt werden.
Die libanesische Regierung unter-

hältweder SchulennochKrankenhäu-
ser für die Palästinenser, die etwa ein

Zehntel der Bevölkerung ausmachen.
Sie sind einzig auf die Dienste des
Uno-Hilfswerks für palästinensische
Flüchtlinge (UNWRA) und anderer
Nichtregierungsorganisationen ange-
wiesen. Doch aufgrund der Bevölke-
rungszunahme und der gekürzten
UNWRA-Fonds ist der Lebensstan-
dard stetig gesunken. Nach einem Be-
richt der Beit Atfal al Sumud-Stiftung
hatteUNWRA1951monatlich 200Dol-
lar pro Flüchtling zur Verfügung.
2004waren es nur noch sieben Dollar.
Inoffiziell gibt es ein Verbot, zer-

störte Häuser in den Lagern wieder
aufzubauenoder anzubauen.Die liba-
nesische Armee, welche die Ein-
gänge zudenLagern kontrolliert, ver-
hindert, dass Baumaterialien ins La-
ger kommen. Auch das Ausbildungs-
niveau sinkt. Die UNWRA unterhält
hauptsächlich Grundschulen, die zu-
meist in den 50er-Jahren gebaut wur-
den und völlig überfüllt sind. Palästi-
nenser haben de facto kaum Zugang
zu staatlichenweiterführendenSchu-
len oder Hochschulen.
Auch rechtlich hat sich die Lage

der Palästinenser im Libanon teil-
weise eher verschlechtert. In den
50er- und 60er-Jahren hatten noch
etwa 50 000 Flüchtlinge die Staats-

bürgerschaft erhalten – zumeist
Christen, welche die konfessionelle
Bevölkerungsbalance zugunsten der
Nicht-Muslime verbessern sollten.
Heute weigert sich die Regierung,
die Tausende bisher nicht registrier-
ten Flüchtlinge anzuerkennen. Jahr-
zehntelang waren die Palästinenser
von 72 Berufen ausgeschlossen. Erst
2005 lockerte die Regierung die Res-
triktionen und erlaubte den Palästi-
nensern handwerkliche Tätigkeiten
und Büroarbeiten außerhalb der La-
ger. Viele Berufe wie Anwälte, Ärzte
oder Ingenieure sind ihnen weiter-
hin verschlossen, weil man dazu in
Berufsverbänden organisiert sein
muss, die libanesischen Staatsbür-
gern vorbehalten sind.
Zu massiven Protesten hatte 2002

die Verabschiedung eines neuen Ge-
setzes geführt, das den Palästinen-
sern den Erwerb und auch das Verer-
ben von Grundbesitz untersagt. Wie
in den meisten anderen diskriminie-
rendenGesetzen sind die Palästinen-
ser nicht ausdrücklich genannt, son-
dern „Bürger von Staaten, die von Li-
banon nicht offiziell anerkannt wer-
den“. Doch es richtet sich gegen die
Palästinenser, die keinen offiziellen
Heimatstaat besitzen.
Die libanesischen Regierungen

rechtfertigten die Diskriminierung
der Palästinenser stets damit, dass
man damit den temporären Charakter
ihres Aufenthaltes im Libanon wah-
renundnicht das „Rückkehrrecht“ un-
tergraben wolle. Amnesty Internatio-
nal dagegen spricht von Menschen-
rechtsverletzungen und verweist da-
rauf, dass das „Rückkehrrecht“ im in-
ternationalen Recht verankert ist. Das
einzige „Privileg“, das die Palästinen-
ser seit Jahrzehntenhaben, ist derWaf-
fenbesitz im Lager. Zwar sieht die
Uno-Resolution 1701 vor, dass alle Mi-
lizen im Land entwaffnet werden,
doch wurde sie bisher nicht umge-
setzt. Die wirtschaftliche und soziale
Misere in den Lagern, gepaart mit
dem unkontrollierten Waffenbesitz,
führt zu einer explosiven Mischung –
wie die jüngsten Kämpfe im Lager
Nahr el Bared in Tripoli zeigen.

ANDREASHOFFBAUER | PEKING

In das abgelegene Bergdorf Shangna-
nyano kommen nur selten Gäste.
Auch der Besuch des deutschen Bun-
despräsidenten Horst Köhler wäre
gestern fast noch insWasser gefallen.
Dennvor derAnkunft des hohenGas-
tes waren heftige Regenfälle über der
südwestchinesischen Provinz Yun-
nan niedergegangen. Die Staatska-
rosse musste sich über eine schlam-
mige Schotterpiste zu dem kleinen
Ort in 3 200 Metern Höhe hinaufquä-
len.Dortwar einesder ärmlichenBau-
ernhäuser herausgeputzt, hatten
Frauen und Mädchen für den höchs-
ten deutschen Politiker sogar ihre
bunte Tracht angezogen – und den
neuen Fernseher angestellt.
Was in Deutschland eher unhöf-

lich wäre, war hier ein Zeichen des
Dankes. Denn erst mit deutscher
Hilfe hat Shangnanyano Solarstrom
bekommen. Die Dorfbewohner leben
zuweitweg vomNetz der großen chi-
nesischen Stromversorger. Rund 30
Millionen Menschen haben in China
keinen Zugang zu Elektrizität.
Mit einem aufwendigen „Licht-

Programm“ will die Regierung in Pe-
king dies jedoch ändern. Bis zum Ok-
tober 2009 sollen alle Dörfer der Re-
gion Yunnanmit Strom versorgt sein.
Die deutsche Entwicklungsgesell-
schaft GTZ ist an der Elektrifizierung
von 17 Orten beteiligt. Es gelte, wirt-
schaftliches Wachstum mit dem
Schutz von Umwelt und Ressourcen
in Einklang zu bringen, sagte Köhler
gestern. Dies wolle er bei seinen poli-
tischen Gesprächen am Donnerstag
undFreitag in Peking zumThemama-
chen.
Auch in anderen Provinzen – etwa

in Gansu oder in Tibet – entstehen
ähnliche autonomeWind- und Solar-
anlagen mit deutscher Technik.
Deutschland finanziert die Projekte
mit 26 Mill. Euro – auch, um sich den
großen Markt zu erschließen. Denn
die Armut in Chinas Provinzen sowie
der globale Klimawandel eröffnen
deutscher Umwelttechnologie im
Reich derMitte große Chancen.
Beide Ländermüssten beimKlima-

schutz „zum beiderseitigen Nutzen
enger zusammenarbeiten“, hat vor
kurzemNiedersachsensMinisterprä-
sident Christian Wulff (CDU) in
China gefordert. Auch sein Amtsvor-
gänger, der heutigeBundesumweltmi-
nister Sigmar Gabriel (SPD), sieht

große Chancen für deutsche Firmen:
„Wir können die technischen Lösun-
gen bieten“, so Gabriel beim letzten
Besuch in Peking.
„Deutsche Technologie ist in

China absolut gefragt“, sagt auch Ei-
cke Weber, Leiter des Freiburger
Fraunhofer Instituts für Solare Ener-
giesysteme. China wird nach seiner
Ansicht bereits inwenigen Jahren der
weltweit größteAbnehmer vonSolar-
anlagen sein. Und die Deutschen ha-
ben nicht nur mit Blick auf ihre Tech-
nologie in China einen guten Ruf.
„Auf deutsche Firmen kann man sich

verlassen“, lobtZhangDunjie, Chef ei-
ner Pekinger Umwelttechnikfirma.
„Die Deutschen halten immerWort.“
Auch Großkonzerne wollen künf-

tig vomUmwelt- und Klimaschutz im
Reich der Mitte profitieren. Der
RAG-Konzern etwa sorgt bereits für
„saubere“ Kohlekraftwerke und um-
weltfreundliche Bergwerksausrüs-
tung.AuchSiemens treibt bereits etli-
che Großprojekte voran: „Es geht um
Strategien, wie die Energie künftig
am effizientesten eingesetzt werden
kann“, sagt Siemens-China-Chef Ri-
chard Hausmann. Nach seiner Mei-

nung sind die von der chinesischen
Regierung gesetzten Ziele in Sachen
Umwelt nurmitmodernerTechnik er-
reichbar. Siemens hat darum die chi-
nesischeBeijingCNCWaterTechno-
logy übernommen. „Wir sehen den
Wasserbereich als besonders großen
Wachstumsbereich“, so Hausmann.
Ähnliche Chancen wittert die

Windkraftbranche. „Wir sind über-
zeugt, dass Chinas Windkraftmarkt
der größte der Welt wird“, sagt Tho-
mas Richterich, Vorstandsvorsitzen-
der der Nordex AG. Der Hersteller
von Windkraftanlagen hat gerade

eine Fabrik mit einer Jahreskapazität
von 150 Anlagen in Ostchina eröffnet.
China will die installierte Leistung
bei Wind- und Solarenergie in den
kommenden 15 Jahren verdreifachen.
Richterich gehört zurWirtschafts-

delegation, die den Bundespräsiden-
ten begleitet. Köhler hat diesmal aber
auch viele Umweltexperten dabei,
etwa BUND-Chefin Angelika Zahrnt
und den Umweltwissenschaftler
Ernst-Ulrich vonWeizsäcker.

WASHINGTON. ChinaunddieVerei-
nigten Staaten wollen den Flugver-
kehr zwischen beiden Ländern aus-
bauen, sich stärker für denSchutz geis-
tigen Eigentums einsetzen und Hür-
den für US-Finanzgesellschaften in
der Volksrepublik abbauen. Darauf
verständigten sich amerikanische und
chinesische Kabinettsmitglieder ges-
tern bei einemTreffen inWashington.
US-Finanzminister Henry Paulson
sprach in seiner Abschlusserklärung
von „handfesten Ergebnissen.“
Überschattet wurden die Gesprä-

che vom Streit über die Aufwertung
der chinesischenWährung undunter-
schwelligen gegenseitigen Schuldzu-
weisungen. Während die USA erneut
eine Aufwertung des Renminbi an-
mahnten, lehnte Chinas stellvertre-
tende Premierministerin Wu Yi dies
ab. Sie warnte davor, in den Modus
„vorschneller Konfrontationen“ zu
verfallen. „Wir sollten nicht leichtfer-
tig der anderen Seite für unsere eige-
nen Probleme die Schuld zuspre-
chen“, sagte sie. Zuvor hatte Paulson
erklärt, die Amerikaner seien „unge-
duldigeMenschen“, die möglichst zü-
gige Reformen in der chinesischen
Wirtschaftspolitik sehenwollten.
Das Verhältnis der beiden Staaten

ist durch ein enormes Handelsun-
gleichgewicht belastet. Im vergange-
nen Jahr importierte China Waren im
Wert von 232,5 Mrd. Dollar mehr in
die USA als es im Gegenzug von dort
bezog. Washington macht dafür so-
wohl die Währungspolitik wie auch
eine Abschottung des chinesischen
Marktes verantwortlich. Außerdem
werfen dieUSAChina vor, nicht ener-
gisch genug gegen die Verletzung von
Eigentumsrechten undMarkenpirate-
rie vorzugehen. Der US-Kongress for-
dert deshalb von Paulson schon seit
längerem eine härtere Gangart gegen-
über Peking.
Präsident George W. Bush wird

heute inWashingtonmit Chinas Vize-
premier Wu zusammentreffen. Ein
Sprecher desWeißenHauses bezeich-
nete die wirtschaftlichen Beziehun-
gen zu China „als die wahrscheinlich
wichtigsten in dennächsten Jahrzehn-
ten“. Deshalb brauche man eine Ge-
sprächsstruktur, auf die man zurück-
greifen könne, wenn Probleme entste-
hen. Die Begegnungen inWashington
fanden im Rahmen des strategischen
Dialogs zwischen denUSA undChina
statt. mzi
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PALÄSTINENSER im Libanon werden systematisch diskriminiert

Ohne Heimat, ohne Rechte

Horst Köhler zu Besuch in China – Was auf der Tagesordnung steht

USA mahnen
Reformen in
China an

Deutsche Energietechnik für China
Bundespräsident Köhler besucht Solarprojekte zur Stromversorgung von Dörfern – „Wachstum im Einklang mit der Umwelt“

Handy-Gebühren imAusland
sollen ab August sinken
Nach einemBeschluss des EU-Par-
laments sollen Handy-Gespräche
imAusland um bis zu 70 Prozent
billiger werden. Fast einstimmig
verabschiedeten die Abgeordneten
in Straßburg denmit den EU-Regie-
rungen ausgehandelten Kompro-
miss. Bevor die Regeln im Sommer
in Kraft treten, müssen im Juni
noch die EU-Regierungen zustim-
men. Dies gilt aber als sicher. Abge-
ordnete undMedienkommissarin
Viviane Reding riefen die deutsche
EU-Ratspräsidentschaft auf, da-
nach eine schnelle Veröffentli-
chung der Regeln sicher zu stellen,
damit die Preise noch im August
sinken können. | Reuters

Islands alter und neuer
Premier bildet großeKoalition
Elf Tage nach den Parlamentswah-
len auf Island hatMinisterpräsident
Geir H. Haarde in Reykjavik eine
große Koalition seiner konservati-
ven Unabhängigkeitspartei mit den
bisher oppositionellen Sozialdemo-
kraten gebildet. Das Außenministe-
rium in Reykjavik übernimmt die so-
zialdemokratische Parteichefin In-
gibjörg Sólrún Gísladóttir. Die Sozi-
aldemokraten sind Befürworter ei-
nes isländischen EU-Beitritts, den
die Konservativen aber wegen der
Fischereiinteressen ablehnen. Die
Unabhängigkeitspartei des seit ei-
nem Jahr amtierenden Premiers
stellt mit 25 von 63 Abgeordneten
die größte Fraktion. | dpa

El-Kaida-Vizechef droht
US-Truppen in Afghanistan
Der Vizechef des Terrornetzwerks
El Kaida, Eiman el Sawahiri, hat den
US-Truppen in Afghanistan eine
schwereNiederlage voraussagt. In
einer gestern veröffentlichten Inter-
net-Botschaft, deren Echtheit nicht
von unabhängiger Seite überprüft
werden konnte, heißt es: „Wenn
derMärtyrertod des Emirs derMär-
tyrer, AbuMussab el Sarkawi, der
Beginn der Zerstörung für die Ame-
rikaner im Irak war, dann wird der
Märtyrertod des Kommandeurs
derMärtyrer, Mullah Dadullah, den
Kreuzrittern und ihren Helfern in Af-
ghanistan das Rückgrat brechen.“
Die afghanische Regierung hatte
den Tod Dadullahs, des „Militär-
chefs“ der radikal-islamischen Tali-
ban, am 13. Mai bekannt gegeben.
Die Taliban schworen daraufhin Ra-
che. Der Ägypter Sawahiri gilt nach
Osama bin Laden als zweiterMann
an der El-Kaida-Spitze. | dpa

Solarenergie soll auch entlegene Dörfer in Chinamit Strom versorgen: Bundespräsident Horst Köhler lässt sich in Shangnanyano die Technologie erklären.

NACHRICHTEN

Köhler inChina: DasDossier zu
China steht unter:www.handels-
blatt.com/china

Wer genug Stifte hat, schneidet auch
in Zukunft gut ab.

Wer heute keine Stifte ausbildet, hat morgen vielleicht schon zu wenig Fachpersonal.
Denn die Konjunktur zieht an und Fachkräfte sind schon heute in vielen Branchen
Mangelware. Sichern Sie jetzt aktiv Ihre Zukunft – durch Auszubildende in Ihrem Betrieb.
Aber keine Sorge, wir lassen Sie bei diesem Thema nicht allein. Ihre Agentur für Arbeit
unterstützt Sie mit vollen Kräften – durch Beratung und Vermittlung. Jetzt informieren:

Exklusiv für Arbeitgeber: 01801-66 44 66* www.jetzt-zukunft-sichern.de

* Entgelt entsprechend der Preisliste Ihres Teilnehmernetzbetreibers.

Bundesagentur für Arbeit
Begleitet von einem Soldaten fliehen
Palästinenser aus dem umkämpften
Lager Nahr el Bared in Tripoli.
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